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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Bildung, Wissenschaft, Forschung, Technologie und 
Technikfolgenabschätzung (19. Ausschuß) 


zu dem Antrag der Abgeordneten Simone Probst, 

Elisabeth Altmann (Pommelsbrunn), Dr. Manuel Kiper, weiterer Abgeordneter 
und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
- Drucksache 13/7282 - 

Keine weitere Beteiligung am Fusionstestreaktor ITER 


A. Problem 

Die Bundesregierung soll sich in den Gremien der Europäischen 
Union gegen eine weitere europäische Beteiligung am Kem- 
fusionsprojekt ITER (International Thermonuclear Experimental 
Reactor) und für eine Beendigung der Forschung zur Entwicklung 
der Kernfusion als Energiequelle aussprechen. Auf nationaler 
Ebene sollen die Fusionsforschung ebenfalls beendet und die frei- 
werdenden Mittel für die Förderung von Energieeinsparstrate- 
gien und für emeuerbare Energien eingesetzt werden. 

B. Lösung 

Ablehnung des Antrags, weil auf die Kernfusion als eine mögliche 
Option für eine zukünftige Energiequelle nicht von vornherein 
verzichtet werden soll. 

Große Mehrheit im Ausschuß 

C. Alternativen 

Ein ebenfalls abgelehnter Antrag der Fraktion der SPD im Aus- 
schuß sieht vor, die Bundesregierung aufzufordem, zusammen 
mit den europäischen Partnern eine Bewertung der Bedeutung 
der Fusionsforschung im Rahmen einer ökologisch orientierten 
europäischen Energiepolitik vorzunehmen und die Möglichkeit 
einer stärkeren Konzentration des deutschen Fusionsprogramms 
zu prüfen. 

D. Kosten 

Keine 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Antrag - Drucksache 13/7282 - abzulehnen. 

Bonn, den 14. Januar 1998 

Der Ausschuß für Bildung, Wissenschaft, Forschung, Technologie und Technikfolgenabschätzung 

Doris Odendahl Hans-Otto Schmiedeberg Wolf-Michael Catenhusen Simone Probst 

Vorsitzende Berichterstatter Berichterstatter Berichterstatterin 

Dr.-Ing. Karl-Hans Laermann Wolfgang Bierstedt 

Berichterstatter Berichterstatter 
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Bericht der Abgeordneten Hans-Otto Schmiedeberg, Wolf-Michael Catenhusen, 
Simone Probst, Dr.-Ing. Karl-Hans Laermann und Wolfgang Bierstedt 


L Überweisung 

Der Deutsche Bundestag hat die Vorlage - Druck- 
sache 13/7282 “ in seiner 178. Sitzung der 13. Wahl- 
periode am 5. Juni 1997 an den Ausschuß für Bil- 
dung, Wissenschaft, Forschimg, Technologie und 
Technikfolgenabschätzung ziu federführenden Bera- 
tung sowie an den Ausschuß für Umwelt, Natur- 
schutz und Reaktorsicherheit und an den Ausschuß 
für die Angelegenheiten der Europäischen Union zur 
Mitberatimg überwiesen. 

IL Wesentlicher Inhalt der Vorlage 

Die Bimdesregierung soll sich dafür einsetzen, daß 
sich die Europäische Union nicht weiter am Kemfor- 
schungsprojekt ITER beteiligt. Die Bundesregierung 
soll weitert^ im nationalen Bereich die Förderung 
der Kemfusionsforschung einstellen und die freiwer- 
denden Mittel für eine verstärkte Forschung der er- 
neuerbaren Energien und der rationellen Energie - 
nutzung verwenden. 

IIL Stellungnahmen der mitberatenden Ausschüsse 

Der Ausschuß für die Angelegenheiten der Euro- 
päischen Union hat die Vorlage in seiner 61. Sitzung 
am 1. Oktober 1997 beraten und dem federführenden 
Ausschuß nüt den Stimmen der Fraktionen der CDU/ 
CSU und FD.R gegen die Stimmen der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der Gruppe der 
PDS bei Stimmenthaltung der Fraktion der SPD die 
Ablehnung der Vorlage empfohlen. 

Der Ausschuß für Umwelt, Natiuschutz und Reaktor- 
sicherheit hat in seiner 61. Sitzung am 8. Oktober 
1997 die Vorlage beraten und mit den Stimmen der 
Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. gegen die Stim- 
men der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
der Gruppe der PDS bei Stimmenthaltung der Frak- 
tion der SPD abgelehnt. 


rv. Beratungsverlauf und -ergebnisse 
im federführenden Ausschuß 

Der Ausschuß hat die Vorlage in seiner 66. Sitzung 
am 14. Januar 1998 beraten. 

Die Fraktion der SPD im Ausschuß brachte zur Bera- 
tung den folgenden Ändenmgsantrag ein: 

„Der Deutsche Bimdestag möge beschließen: 

Die Bundesregierung, Frankreich und andere eiuo- 
päische Staaten haben von der Bewerbung für einen 
Standort in Europa für den Bau des weltweiten Fu- 
sionsexperiments ITER Abstand genommen. Mit der 
Entscheidung der vier Partner für das ITER-Projekt, 


USA, Rußland, Japan und die EU, die lange Zeit für 
1998 geplante Entscheidung über den Bau des ITER 
zunächst um drei Jahre zu vertagen, ist Zeit gewon- 
nen, die Zielsetzxmgen und Schwerpunkte der Fu- 
sionsforschung, die seit mehr als dreißig Jahren nur 
aus öffentlichen Mitteln finanziert wird, angesichts 
der dramatischen Finanzprobleme in wichtigen Indu- 
strieistaaten und der Notwendigkeit einer zukimfts- 
orientierten Energiepolitik einer gründlichen Prü- 
fimg zu imterziehen. Die Entwicklxmg eines Fusions- 
reaktors hat für die nächsten Jahrzehnte in einer am 
Ziel der Nachhaltigkeit orientierten Energiepolitik 
und Forschxmgspohtik keine Priorität. 

Der Deutsche Bimdestag fordert die Bundesregie- 
rung auf, 

- nüt den europäischen Partnern eine Bewertung 
der Bedeutung der Fusionsforschung ijn Rahmen 
einer ökologisch orientierten Energiepohtik vorzu- 
nehmen; 

“ Möghchkeiten einer stärkeren Konzentration im 
deutschen Fusionsprogramm zu prüfen. " 

Die Vertreterin der antragsteUenden Fraktion BÜND- 
NIS 90/DIE GRÜNEN - Drucksache 13/7282 - er- 
klärt, daß es angesichts der Klimaschutzproblematik 
unverantwortlich sei, einerseits immer mehr finan- 
zielle Mittel in die Kemfusionsforschung zu stecken 
und andererseits in den Bereichen emeuerbare Ener- 
gien und energieeffizientere Technologien die Mittel 
zu kürzen. Deshalb sollen die Erforschimg der Kern- 
fusion und die Entwicklung von Kemfusionsreakto- 
ren, wie z. B. ITER, beendet werden. Die freiwerden- 
den Mittel sollen zur Fördemng emeuerbarer Ener- 
giequellen und rationeller Energienutzung eingesetzt 
werden. Beim Antrag der Fraktion der SPD - Aus- 
schuß-Dmcksache 13-804 - könne der Fördemng nach 
einer Bewertung der Bedeutimg der Fusionsfor- 
schung zugestimmt werden. Der zweite Spiegelstrich 
im Antrag, mit dem die Fraktion der SPD zu erken- 
nen gebe, daß sie auf die Förderung der Kernfusion 
nicht verzichten woUe, müsse aber abgelehnt werden 
und damit auch der gesamte Antrag. 

Die Vertreter der Fraktion der SPD verweisen darauf, 
daß die Partner beim ITER-Projekt (USA, Rußland, 
Japan imd die Eiuopäische Union) sich darauf ver- 
ständigt haben, die Bauentscheidung für ITER bis 
zum Jahre 2001 zu verschieben. Dies eröffne die 
Mögüchkeit, auf europäischer Ebene eine Prioritä- 
tendiskussion über die zukünftige Energiepolitik in 
Gang zu setzen und dabei die Option Kernfusion neu 
zu bewerten. Die Fraktion der SPD gehe davon aus, 
daß die Entwicklimg eines Fusionsreaktors in den 
nächsten Jahren keine energiepohtische Priorität ha- 
ben werde. Doch gebe es noch erheblichen Bedarf an 
Gmndlagenforschimg im Bereich der Kernfusion, 
dem weiter nachgegangen werden solle. Ein Be- 
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Schluß gegen die Kernfusion, wie die Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN dies fordere, vor einer 
ausführlichen Untersuchung über die zukünftige 
energiepolitische Bedeutung der Kernfusion sei nicht 
sinnvoll. Die Zukunft der Kernfusion in Europa wer- 
de vor allem auf europäischer Ebene und weniger 
auf nationaler Ebene entschieden. Der Antrag der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - Drucksache 
13/7282 - beruhe zum Teil auf einer spekulativen 
Basis und sei deshalb abzulehnen. 

Die Vertreter der Fraktionen der CDU/CSU und 
F.D.R erklärten, daß es keine Erkenntnisse gebe, die 
einen vorzeitigen Ausstieg aus der Kemfusionsfor- 
schung rechtfertigen würden. An der Option Kern- 
fusion für eine zukünftige Energieversorgung müsse 
festgehalten und die Forschungs- und Entwicklungs- 
projekte in Deutschland in diesem Bereich erfolg- 
reich durchgeführt werden. Deutschland müsse in 
den internationalen Kemfusionsprogrammen veran- 
kert bleiben. Eine Bewertung der Fusionsforschung 
im Rahmen einer ökologisch orientierten Energie- 
politik fände bereits laufend sowohl auf nationaler 
als auch auf europäischer Ebene statt. Eine stärkere 
Konzentration der deutschen Fusionsforschung wer- 
de stets im Rahmen der jährlichen Haushaltsberatun- 
gen geprüft. Sowohl der Antrag der Fraktion BÜND- 


NIS 90/DIE GRÜNEN - Drucksache 13/7282 - als 
auch der Antrag der Fraktion der SPD - Ausschuß- 
Drucksache 13-804 “ seien deshalb abzulehnen. 

Der Vertreter der Gruppe der PDS erklärt, daß es sich 
bis heute hinsichtlich der Erwartungen zur Kern- 
fusion im wesentlichen um Spekulationen handele. 
Die Gruppe der PDS halte sowohl den Antrag der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - Drucksache 
13/7282 “ als auch den Antrag der Fraktion der SPD 
im Ausschuß - Ausschuß-Drucksache 13-804 - für 
zustimmungswürdig. 

Der Ausschuß lehnt den Antrag der Fraktion der 
SPD - Ausschuß-Drucksache 13-804 - mit der Mehr- 
heit der Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und F.D.R gegen die 
Stimmen der Fraktion der SPD und der Gruppe der 
PDS ab. 

Die vorgenannte Beschlußempfehlung zum Antrag 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - Druck- 
sache 13/7282 - hat der federführende Ausschuß in 
seiner 66. Sitzung am 14. Januar 1998 mit der Mehr- 
heit der Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU, SPD 
und F.D.R. gegen die Stimmen der Fraktion BÜND- 
NIS 90/DIE GRÜNEN imd der Gruppe der PDS ge- 
faßt. 


Bonn, den 14. Januar 1998 


Hans-Otto Schmiedeberg 
Berichterstatter 


Wolf-Michael Catenhusen Simone Probst 

Berichterstatter Berichterstatterin 


Dr.-Ing. Karl-Hans Laermann Wolfgang Bierstedt 

Berichterstatter Berichterstatter 
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